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Weiterhin stellt er fest, dass „Bürgerinitiativen oft den gesetzlichen Status eines eingetragenen 

Vereines haben. So verfügen sie über eine formelle Mitgliedschaft und ebenso über eine 

formale Führung.“5 

Kreß fügt dem hinzu, dass es zwischen Organisationsform und dem Zeitraum des Bestehens 

einer BI einen Zusammenhang gibt: „Je länger eine Initiative existiert, desto eher gibt sie sich 

das Gewand eines eingetragenen Vereins.“6 

Durch diese Form der Institutionalisierung (Vereinsgründung) verfügen BI s über einen 

dauerhafteren Charakter als die von Kolb beschriebenen/unterschiedenen Organisationsform 

der „Aktionsgruppen“. 

 

Die wichtigsten Attribute von BIs lassen sich also wie folgt zusammenfassen (die Reihenfolge 

bedeutet keine Rangfolge): 

1. Gemeinwohlorientierung 

2. Freiwilligkeit 

3. Unabhängigkeit  

4. Themenbezogenheit/ Zielkonflikt (für/gegen ein bestimmtes Projekt/Entscheidung) 

5. die meist haben einen „lokalen“ Bezug 

 

1.2 Warum entstehen Bürgerinitiativen und wie sehen deren Aktionsformen und 

Strategien von aus? 

  

BIs entstehen aus den verschiedensten Gründen. Die meisten werden gegründet, um  sich für 

oder gegen etwas zu engagieren, mit dem Ziel, am jeweiligen Gründungsgegenstand der BI, 

mit ihren Ideen an Planungen/Umsetzungen beteiligt zu werden , oder wenigstens mitwirken 

oder mitgestalten zu können.7 Dies geschieht laut Take8 auf drei Ebenen mit diversen 

Handlungsoptionen: 

1. Gesellschaftliche Ebene 

2. Nationaler Ebene 

3. Internationale Ebene, 

 wobei sich die jeweiligen Aktionsstrategien auf jeder Ebene unterscheiden: 

 

                                                 
5 ebenda; S.12 
6 Kreß/Nikolai; S.28 
7 vergl. Kolb S.13 
8 Take; S.57 
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Auf Gesellschaftlicher 

Ebene 

Auf nationaler Ebene Auf internationaler Ebene 

 

Information und Aufklärung 

der Öffentlichkeit 

Glaubhafte Repräsentation 

öffentlicher Belange 

Repräsentation von 

Betroffeneninteressen 

gegenüber internationalen 

Institutionen 

 

Mobilisierung der 

Öffentlichkeit 

Mobilisierung von politischem 

Druck 

 

Ausübung öffentlichen Drucks 

auf staatliche Delegierte bzw. 

Vertreter internationaler 

Organisationen 

 

Durchführung selbstfinanzierter 

Projekte und die Erarbeitung 

eigener Lösungsstrategien 

Einklagung internationaler 

        Normen 

 

Erhöhung der Transparenz 

politischer 

Entscheidungsfindung 

 

Netzwerkbildung zwischen 

lokaler und globaler Ebene 

Beeinflussung politischer                       

Entscheidungsprozesse 

durch Lobbying 

Unterstützung politischer 

Entscheidungsprozesse durch 

Expertise 

 

Publikumswirksame 

Kampagnen gegen 

Unternehmen (z.B.Greenpeace- 

Brent Spar) 

Überwachung der 

Operrationalisierung und 

Implementation von Normen 

Vermittlung zwischen 

verschiedenen staatlichen 

Akteuren 

 

Monitorring von Unternehmen Übernahme staatlicher 

Aufgaben 

 

Unterstützung von 

Vorreiterstaaten und 

internationalen Institutionen 

 

Umweltsponsoring Erhöhung der Legitimität 

staatlicher Entscheidungen 

Überwachung des 

internationalen 

Verhandlungsprozesses 

 

 

 

Tabelle 1: Die Handlungsoptionen von NGOs nach Take 

Quelle: „NGOs im Wandel“; eigene Darstellung 

 



 7 

In dieser Untersuchung wird die gesellschaftliche Ebene untersucht, da diese lokale oder auch 

regionale Ebene gerade bei BIs das häufigste Betätigungsfeld ist. 

Die von Take aufgestellten Handlungsoptionen geben einen guten Überblick über die 

Betätigungsmöglichkeiten von BIs. Wie diese konkret aussehen können, wird unter Punkt vier 

genauer dargestellt. 

 

 

2. Beteiligungsrechte der Bürger/Innen  

 

Einleitend muss erwähnt werden, dass alle angeführten Partizipationsmöglichkeiten „die 

Entscheidungskompetenzen gewählter Volksvertreter und Regierungen im Kern nicht 

antasten.“9 

 

2.1 Die Agenda 21 

Die Agenda 21 ist das 1992 in Rio de Janeiro verabschiedete Aktionsprogramm der 

Konferenz für Umwelt und Entwicklung  der Vereinten Nationen für das 21. Jahrhundert; es 

wurde von 170 Staaten verabschiedet. 

Das Aktionsprogramm betrifft verschiedene Bereiche wie z. B. Armutsbekämpfung, 

Bevölkerungspolitik, Landwirtschaftspolitik, Handel und Umwelt, Klima und Energiepolitik. 

Mit diesem Aktionsprogramm soll unter anderem eine nachhaltige Nutzung natürlicher 

Ressourcen  sichergestellt werden. Es stellt lediglich eine Absichtserklärung der 

unterzeichnenden Staaten für das 21. Jahrhundert dar; es enthält keine verbrieften Ansprüche 

bezüglich der Partizipation von Bürgern oder Bürgerinitiativen. 

 

„Da viele in der Agenda 21 angesprochene Probleme und Lösungen auf  Aktivitäten auf der 

örtlichen Ebenen zurückzuführen sind, ist die Beteiligung und Mitwirkung der Kommunen 

ein entscheidender Faktor bei der Verwirklichung der in der Agenda enthaltenen Ziele.“10 

Daher werden weltweit lokale Agenden ausgearbeitet, um der Problematik auf allen Ebenen 

gerecht werden zu können. 

 

                                                 
9 Rucht, Dieter; „Soziale Bewegungen als demokratische Produktivkraft“; S.397 
10 Lokale Agenda21 1997, Kap. 28, S. 231;Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit  
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2.4 Das Bremische Petitionsrecht19 

„Jede natürliche Person hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen 

schriftlich mit Bitten oder Beschwerden, Anregungen und Kritik (Petitionen) an die 

Bürgerschaft zu wenden oder diese dort zu Protokoll zu geben.“ So lautet § 1 des Gesetzes 

über die Behandlung von Petitionen (Eingaben) durch die Bremische Bürgerschaft.20 

 

In § 4 heißt es:„(1)Der Ausschuß beendet seine Tätigkeit im Einzelfall mit einer Empfehlung 

an die Bürgerschaft (Landtag) oder an die Stadtbürgerschaft. Die Empfehlung enthält eine 

kurze schriftliche Begründung, deren Wortlaut auf die Interessen der Petentin oder des 

Petenten und anderer privater Beteiligter Rücksicht zu nehmen hat und keine Rückschlüsse 

auf diese oder diesen zuläßt. (2) Die Empfehlung wird auf die Tagesordnung der folgenden 

Sitzung gesetzt.“ 

Auf das Recht, eine Eingabe an die Volksvertretung zu richten, können die Bürgerinnen und 

Bürger jederzeit zurückgreifen - nicht nur, wenn sie nirgendwo sonst rechtliches Gehör 

finden. Es dient auch der Kontrolle der öffentlichen Verwaltung. Die Mitglieder des 

Petitionsausschusses werden von der Bremischen Bürgerschaft für die Dauer der vierjährigen 

Legislaturperiode gewählt. Das Petitionsverfahren dauert durchschnittlich drei bis sechs 

Monate. 

Wegen des Grundsatzes der Gewaltenteilung ist der Senat nicht verpflichtet, einem Beschluss 

der Bremischen Bürgerschaft, der Petition abzuhelfen, zu folgen. Er muss dann jedoch seine 

ablehnende Haltung mündlich vor dem Ausschuss begründen.21  

 

 

2.5  Der Bürgerantrag 
  
In der Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen ist im Artikel 87 das Recht von 

Bürgeranträgen angeführt: „ Anträge auf Beratung und Beschlussfassung über einen 

Gegenstand können, sofern sie nicht vom Senat ausgehen, nur aus der Mitte der Bürgerschaft 

oder von Bürgern gestellt werden. Bürgeranträge müssen von mindestens zwei vom Hundert 

der Einwohner unterzeichnet sein, die das 16. Lebensjahr vollendet haben.“22 

                                                 
19 siehe: Bremisches Petitionsrecht: http://www.bremische-
buergerschaft.de/index.php?navi=suche&npoint=11,0,0 
20 Gesetz über die Behandlung von Petitionen durch die Bremische Bürgerschaft vom 26.März 1991 (Brem.GBI. 
S. 131) in der Fassung der Gesetze vom 18.2.1992 (Brem. BGI. S. 31) und 30.6.1998 (Brem.BGI. S. 179). 
21 vgl. Petitionsrecht 
22 Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen: http://www2.bremen.de/info/skp/lv/ 
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Das Gesetz über das Verfahren beim Bürgerantrag23 regelt Einzelheiten wie z.B. den 

Gegenstand des Bürgerantrags, die Anzahl und Form der  Unterschriften, die Form des 

Antrags, und die Behandlung in der Bürgerschaft. 

 

3. Ausgangssituation in Bremen 

3.1 Sanierungspolitik Bremen 
 
„Mit der Entscheidung vom 27. Mai 1992 hat das Bundesverfassungsgericht u.a. die von 

Bremen nicht selbst zu verantwortende extreme Haushaltsnotlage des Stadtstaats festgestellt 

und darauf hingewiesen, dass im Rahmen des bündischen Prinzips eine Beseitigung dieses 

verfassungswidrigen Zustands herbeigeführt werden muss.“ 24  Weiter wird in dem Artikel 

ausgesagt, dass  das Bundesland Bremen deshalb im Zeitraum 1994 bis 1998 insgesamt 4,6 

Mrd. € unmittelbar zur Schuldentilgung erhielt. Im Umfang der dadurch entstandenen 

Zinsersparnisse wurde gleichzeitig ein Investitionssonderprogramm (ISP)beschlossen, aus 

dem wirtschafts- und finanzkraftstärkende Maßnahmen bis einschließlich 2004 realisiert 

werden sollten. Im  Zuge der bundesweit zu verzeichnenden Steuereinbrüche hatte  auch 

Bremen Mindereinnahmen von mehreren Mrd. Euro zu verzeichnen. Im Rahmen des 

Finanzausgleichsgesetzes wurde u.a. beschlossen, dass das Bundesland Bremen bis 

einschließlich 2004 weitere Sanierungszahlungen (Bundesergänzungszuweisungen) in Höhe 

von insgesamt 3,9 Mrd. € zur unmittelbaren Schuldentilgung erhält. Nach Abschluss der 

Sanierungszahlungen des Bundes muss das Bundesland Bremen im Jahr  2005 einen 

verfassungskonformen Haushalt aufweisen. 

 
Ziel der Sanierungspolitik - in Bremen regiert seit ca. 10 Jahren eine Große Koalition aus 

SPD und CDU -  ist es, 2005 diesen verfassungskonformen Haushalt aufstellen zu können.  

In der „Vereinbarung zur Zusammenarbeit in einer Regierungskoalition für die 15. 

Wahlperiode der Bremischen Bürgerschaft 1999 – 2003 steht: „Die Koalitionsvereinbarung 

schafft die nötigen Rahmenbedingungen für die dauerhafte Konsolidierung der Haushalte und 

gleichzeitig für die Steigerung der Wirtschafts- und Steuerkraft durch massive öffentliche 

Investitionen.“25  

                                                                                                                                                         
 
23 Gesetz über das Verfahren beim Bürgerantrag: 
http://www.mehrdemokratie.de/bremen/hb_buergerantrag_gesetz.pdf 
24 Der Senator Für Finanzen: 
http://www2.bremen.de/info/sff/frames.html?Seite=/finanzsenator/Kap1/aktuell.html 
 
25 Koalitionsvertrag von 1999; Präambel; S. 4 
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Erreicht werden soll das Sanierungsziel durch Schaffung von 33.000 neuen Arbeitsplätzen 

und einer höheren  Einwohnerzahl, dadurch  Erhöhung der Steuereinnahmen, bei gleichzeitig 

sinkendenden Ausgaben für Sozialhilfe.  

Die Grunderwerbskosten für den Ankauf  der Marschgebiete  in Höhe von 75,5 Mio. Euro 

(ohne Zinslasten) wurden von der Bremer Investitionsgesellschaft (BIG), einem  

privatrechtlich organisierten Unternehmen finanziert, das Land Bremen hat für die 

Gesellschaft in vollem Unfang eine Bürgschaft übernommen. 

Die Gesamtkosten, bestehend aus Grunderwerbkosten, Planungs- Bauvorbereitungs- und 

Erschließungskosten werden mit ca. 297 Millionen Euro geschätzt.26  

Diese Planungen sind der Anlass zur Gründung der BI „Erhaltung der Wesermarsch im 

Bremer Osten“. 

 

Grafik 2: Die geplanten Ausmaße des Gewerbeparks Hansalinie 
Quelle: „Unsere Marsch“, Informationsbroschüre der BI „Erhaltung der Wesermarsch im Bremer Osten“ 

                                                 
26 BAW; Institut für Wirtschaftforschung, „Regionalökonomische und fiskalische Effekte der Erweiterung des 
Gewerbeparks Hansalinie“ Teil 2 ; S.10-14, Juli 2004 
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4. Die Entstehung einer BI am Beispiel der Bürgerinitiative „Erhaltung der 
Wesermarsch im Bremer Osten“ 
 

Am 7.12.1997 erschien im „Weser Kurier“ ein kurzer Artikel, in dem fast beiläufig erwähnt 

wird, dass sich die Koalition auf die Bebauung eines 400 Hektar umfassenden 

Gewerbegebietes innerhalb der Arberger und Mahndorfer Marsch geeinigt hat. 

Dies löst eine Diskussion innerhalb der betroffenen Ortsteile aus. Es gründete sich eine 

Bürgerinitiative, die sich Bürgerinitiative zur „Erhaltung der Wesermarsch im Bremer Osten“ 

nennt und deren Ziel es ist, die Marschbebauung zu verhindern und Öffentlichkeit 

herzustellen.  

Die Hauptgründe, sich dafür zu engagieren, dass die Marschgebiete nicht bebaut werden sind 

nach Information durch Mitglieder der BI  folgende: 

• In Artikel 11a der Verfassung der Freien Hansestadt Bremen heißt es: „Staat, 

Gemeinden und Körperschaften des öffentlichen Rechts tragen Verantwortung für die 

natürlichen Lebensgrundlagen. Daher gehört es auch zu ihren vorrangigen Aufgaben, 

Boden Wasser und Luft zu schützen, mit Naturgütern ....sparsam umzugehen sowie 

die heimischen Tier und Pflanzenarten und ihre natürliche Umgebung zu schonen und 

zu erhalten.“27   

• Agenda 21 

Bremen hat sich verpflichtet, durch Verabschiedung des Aktionsprogramms für das 

21. Jahrhundert, mit Flächen sparsam umzugehen. Bei der vorliegenden gigantischen 

Vernichtung von Naturflächen steht das im krassen Widerspruch. 

• Naherholung, Wohn-  und Lebensqualität 

Das  Marschgebiet ist das einzige Naherholungsgebiet im Stadtteil. Es dient auch als 

Rastplatz für Zugvögel, und es leben in den Hecken und Wiesen viele Tiere, die durch 

eine Bebauung keinen Lebensraum mehr hätten. Die Umsetzung des geplanten 

Gewerbegebietes würde den totalen Verlust der Wohn- und Lebensqualität für die 

BürgerInnen bedeuten. Durch die Zerstörung von Natur in den Stadtteilen Arbergen 

und Mahndorf und dem gleichzeitigen Entstehen eines  riesigen Gewerbegebiet vor 

der Haustür werden  BremerInnen in die Nachbargemeinden (Niedersachsen) 

abwandern und gerade die Abwanderung soll ja gestoppt werden.  

                                                 
27 Neumann, Heinzgeorg; „Die Verfassung der Freien Hansestadt Bremen – Kommentar“, Stuttgart, 

München; Hannover et.al. 1996, S. 85 
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Es ist zu befürchten, dass diejenigen, die es sich leisten können, ins  Umland 

abwandern, es bleiben die BremerInnen, die zu alt zum umziehen sind oder die es sich 

finanziell nicht erlauben können.  

• Arbeitsplätze 

Die BI ist auch für  den Erhalt und die Schaffung neuer Arbeitslätze. Doch die Formel 

neue Gewerbefläche = Arbeitsplätze kann so nicht gelten. Bevor Neuansiedlungen auf 

der grünen Wiese stattfinden, müssen zuerst die vielen vorhandenen Industriebrachen 

und die schon ausgewiesenen Gewerbegebiete bebaut werden.  

• Kosten 

Allein der Ankauf der Marschgebiete hat schon viele Millionen Euro  an 

Investitionsmitteln gekostst (s. Punkt 3.1), für die zu zahlenden Zinsen werden die 

Steuereinnahmen benötigt, diese fehlen an anderer Stelle im konsumtiven Etat (z. B. 

Bildung, Kultur) und der politische Spielraum wird immer kleiner. Wir und 

nachfolgende Generationen werden die nachteiligen Folgen zu tragen haben. 

 

 

4.1 Bisherige Aktionen der Bürgerinitiative  

 

Die neu gegründete BI forderte in einer ersten Aktion den  zuständigen Beirat Hemelingen 

auf, eine Einwohnerversammlung zur Information der Bevölkerung über die Bebauung der 

Marschgebiete durchzuführen. Diese Aufforderung wurde von 22 Bürger/Innen der BI 

unterzeichnet.28 

Der Aufforderung wurde gefolgt, und es fand eine erste Einwohnerversammlung in der Aula 

der örtlichen Schule statt, auf der die Planungen eines riesengroßen Gewerbegebietes durch 

Vertreter der Behörde vorgestellt wurden. 

 

Weitere Aktionen wurden von Mitgliedern der BI initiiert und durchgeführt, die Darstellung 

erfolgt stichpunktartig und in zeitlicher Abfolge der Aktionen:  

• Regelmäßige Treffen mit den Mitgliedern der BI  

• Vorstellung der Initiative im Bürgerhaus Mahndorf , Juli 9829 

• Aufstellen von Schautafeln in den Marschgebieten zur Veranschaulichung der 

Problemlage, Juli 9830   

                                                 
28 s. Anlage 1 
29 Weser Kurier vom 2.7.98 
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• Brief an alle Abgeordneten der Bremer Bürgerschaft mit der Bitte, der 

Flächenfraßpolitik nicht zuzustimmen , September 98     

• Informationsstand auf dem Arberger Dorfmarkt (ein jährlich stattfindendes 

Stadtteilfest, organisiert von der Kommunalpolitischen Arbeitsgemeinschaft, 

September 98, jedes Jahr Beteiligung bis September 04) 

• Unterschriftensammlung in Arbergen und Mahndorf gegen die Bebauung der Marsch, 

von 98 bis Nov. 02 das Unterschriftenformular lautet: 

„Stop dem Flächenfraß! Der Senat plant ein gigantisches Gewerbegebiet im 

Landschaftsschutzgebiet von Hemelingen bis zum Bremer Kreuz. Wir wollen die 

Marschen im Bremer Osten als Naherholungsgebiet für alle BremerInnen erhalten. 

Kein Beton in die Wesermarsch!  

Mit meiner Unterschrift setze ich mich für den Erhalt der Arberger/Mahndorfer 

Marsch ein.“31 

• Zusammenschluss von  diversen Bremer Flächen- und Verkehrsinitiativen, durch 

Gründung des Vereins „Forum für Wohn und Lebensqualität e.V.“ 

Gründungsversammlung am 7.7.99 in Bremen  

• Beteiligung beim „Runden Tisch“ der LA21, als „Gäste“, Dezember 199832  

• Beteiligung der BI  an einer Ausstellung in der Unteren Rathaushalle: „Aktion gegen 

Flächenfraß“, März 1999 33  

• Info-Stand auf dem Bremer Marktplatz und Demonstration mit allen anderen Bremer 

Flächen-Bürgerinitiativen, April 1999 34 

• Bildung des Arbeitskreises „Rettet die Marsch“, Zusammenschluss mit 

Gemeindemitgliedern der Arberger Kirchengemeinde, November 2000   

• Podiumsveranstaltung über Bebauung der Arberger Mahndorfer Marsch in der 

Arberger Kirche, April 200135  

• Fachkundlich geführte Fahrradtour durch die Marsch, Mai 200136  

• Brief an  Mitglied des Europäischen Parlaments, Juni 200137  

• „1. Marschspaziergang bis 6 Marschspaziergang“, Demonstrationen in Arbergen und 

in der Marsch, November 2001 bis Mai 200238  

                                                                                                                                                         
30 Weser Kurier, 23.07.1998 
31 s. Anlage 2 
32 Weser Kurier, 10.11.1998 
33 Weser Kurier; 17.05. und 22.05.1999 
34 Weser Kurier, 20.4. 1999 
35 „Arberger Kirchenblätter“ vom  März 2001; Weser Kurier 27.04.2001, Bremer Anzeiger 28.04.2001 
36 s. Anlage 3 
37 s. Anlage 4 
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• Internet Portal seit Februar 2002 (www.arberger-marsch.de) 

• Einwohnerversammlung, April 2002 (s. Punkt 4.2) 

• Brief an Bürgerschaftsfraktionen, Februar 2002  

• Große Transparente mit Texten in Arbergen an verschiedenen Stellen angebracht 

• 4000 gesammelte Unterschriften gegen die Marschbebauung  als Petition dem 

Bürgerschaftspräsidenten überreicht,  Dezember 2002 39 

• Podiumsveranstaltung in der Arberger Kirche zum Thema „Hochwasser oder Sintflut“ 

März 200340  

• Erstellung einer Broschüre „Unsere Marsch“ , die an alle Haushalte in Arbergen und 

teilweise in Mahndorf kostenlos verteilt wurde, Exemplare auch an Politiker 

geschickt, z.B. Bürgermeister Henning Scherf, und an die einzelnen Fraktionen, Mai 

2003. Die Herstellung der  Broschüre wurde  durch eingeworbene Spenden 

finanziert.41 

• Unterschriftensammlung  für einen Bürgerantrag zur Flächen-Verkehrs- und 

Baupolitik, (nach Art. 87 der Bremischen Landesverfassung)42  

• Informationsstand im Fockemuseum: „Stadtteile stellen sich vor“, September 03  

• Besuch der Bürgerschaftssitzung, auf der der Bürgerantrag (ca. 12000 gesammelte 

Unterschriften von Bremer Bürger/Innen) verabschiedet wurde, die Große Koalition 

aus SPD und CDU stimmte gegen, Bündnis 90 Die Grünen für den Antrage, d. h. der 

Antrag wurde abgelehnt, Mai 200443  

• In der gesamten Zeit : Leserbriefe, Kontakte zu den politischen Parteien, 

Umweltverbänden, Kontakte zu anderen BIs, Teilnahme an Beiratssitzungen des 

Ortsamtes,  Teilnahme an Bürgerschaftssitzungen usw. 

• Unterstützung von StudentInnen im Projekt „Konzeptentwicklung für nachhaltige 

Flächennutzung“  des Fachbereichs Biologie der Universität Bremen; Veranstaltung: 

Umwelt und Öffentlichkeit, Forschen und Kommunizieren 

• Gutachten zur Hochwassergefahr in der Marsch :„Landschaftsgeschichte und 

Landschaftszustand im Bereich der Arberger und Mahndorfer Marsch südöstlich von 

Bremen“, Universität Hannover, Prof. H. Küster 

                                                                                                                                                         
38 Weser Kurier,06.12.2001;  Bremer Anzeiger 02.02.02; Weser Kurier, 28.02.02 
39 Weser Kurier 12.12.02; siehe auch Anlage 5 
40 Bremer Anzeiger,15.03.03; Weser Kurier ,20.03.03 
41s. : www.arberger-marsch.de ;und  Weser Kurier, 08.05.03 
42 Weser Kurier, 22.05.03; Anlage 6 
43 Tageszeitung (TAZ), 05.05.04 
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• Erstellung eins Pressespiegels von 1998 bis 2005 

 

Betrachtet man diese Vielzahl der verschiedensten Aktionen die bisher durchgeführt wurden 

und vergleicht diese mit den von Take (s. Punkt 1.2) aufgestellten Aktionsmöglichkeiten auf 

gesellschaftlicher Ebene, so lassen sich diese den einzelnen Punkten zuordnen. 

Lediglich das Handlungsfelder „Monitorring von Unternehmen findest keinen Eingang in die 

Arbeit der BI. 

 

4.2 Beteiligung am Verfahren der Bauleitplanung für die Arberger- und Mahndorfer 

Marsch 

 

Die Marschgebiete sollen in Teilabschnitten bebaut werden. Die Planung für die Abschnitte 1 

und 2 umfassen etwa 96 ha. Die Gebiete werden zur Zeit landwirtschaftlich genutzt, sie sind 

Landschaftsschutzgebiete. 

Um die unbebauten Flächen einer gewerblichen Nutzung zuzuführen ist es notwendig, den 

Flächennutzungsplan zu ändern, einen Bebauungsplan zu erstellen und den Landschaftsschutz 

aufzuheben. 

Die Verfahren für die Bauleitplanung der Arberger- Mahndorfer Marsch nach dem 

Baugesetzbuch (BauGB) sind folgendermaßen durchgeführt worden: 

 

• Die Änderung des Flächennutzungsplans wurde am 31.Mai 2001 in den Bremer 

Tageszeitungen bekannt gemacht 

• Die Deputation für Bau hat am 15.11.2001 einen Planaufstellungsbeschluss über die 

Bebauung der Marsch gefasst. Dieser Beschluss wurde am 4.Dezember 2001 

öffentlich bekannt gemacht .44 

•  Zu einer Einwohnerversammlung im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der 

BürgerInnen an der Bauleitplanung  gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch über die 

Aufstellung des Bebauungsplanes  (1. und 2. Bauabschnitt) und  zum Entwurf der 

Änderung des Flächennutzungsplanes wurde  vom Ortsamt über die Amtlichen 

Bekanntmachungen  in den Bremer Tageszeitungen eingeladen. Die 

Einwohnerversammlung fand am 17. April 2002 in der Aula der örtlichen Schule statt.  

                                                 
44 Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen, Nr.58; Herausgegeben von der Senatskanzlei Bremen, Rathaus, 

2001 
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Mitglieder der BI waren bei dieser Veranstaltung zahlreich vertreten und haben durch 

ihre Einwände ihren Unmut und über die Planung geäußert. 

Das Protokoll der Einwohnerversammlung wurde  der  Deputation für Bau und 

Verkehr vorgelegt.  

Änderungen in den Planungszielen haben sich auf Grund der Einwohnerversammlung 

nicht ergeben. 

• Gemäß §4 Abs. 1 BauGB sind die zuständigen Träger öffentlicher Belange  

einschließlich des Beirats Hemelingen bei der Aufstellung der Planung beteiligt 

worden (Januar 2004). 

• Auf  Grundlage der im Rahmen der Verfahren aus §3 und § 4 BauGB minimal 

überarbeiteten Planung trifft die städtische Baudeputation  den Beschluss, den 

Planentwurf mit dem Erläuterungsbericht und Begründungen  im Amt für 

Stadtplanung und Bauordnung und in dem zuständigen Ortsamt öffentlich auszulegen 

( Juli 2004 ). In dieser Zeit (1 Monat) der öffentlichen Auslegung konnten die 

Bürger/Innen ihre Anregungen und Bedenken gegen den Planentwurf schriftlich 

niederlegen. 

Insgesamt gingen 30 schriftliche Einwände und Anregungen von Mitgliedern der BI  

ein.  

Aussagen über ein Ergebnis dieser Bürgerbeteiligung können nicht getroffen werden, 

da das Verfahren bis jetzt (Februar 2005) noch nicht abschließend in der Deputation 

für Bau und Verkehr und dem Parlament beraten wurde.  

Für den 1. Bauabschnitt wurden bereits bauvorbereitende Maßnahmen 

(Heckenrodung, Abtragung des Kleiebodens) durchgeführt. Diese Maßnahme wurde 

durch die Bauaufsichtsbehörde genehmigt, da eine Planänderung durch die 

Einwendungen und Anregungen nicht zu erwarten ist.  

Für den Bebauungsplanentwurf Arberger Mahndorfer Marsch wurde eine gesetzlich 

vorgeschriebene Umweltverträglichkeitsprüfung gem. § UVPG § 3, Abs. 1 

(„Vorhaben die aufgrund ihrer Art ihrer Größe oder ihres Standortes erhebliche 

Auswirkungen au die Umwelt haben können“) durchgeführt.45  

• Da das gesamte Gebiet Landschaftsschutzgebiet ist, erfordert die Planung im 

Parallelverfahren die Änderung des Landschaftsprogramms und die Aufhebung des 

                                                 
45  UVPGesetz; s.: http//bundesrecht.juris.de/bundesrecht/uvpg/_3html 
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Landschaftsschutzes. Hierfür ist gem. § 34  Bundesnaturschutzgesetz46eine 

Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich  (s.o.). 

 

 

4.3  Die Petition der BI 

 

Die Mitglieder der BI haben ihr Bürgerrecht Einbringen einer Petition genutzt. 

Nachdem die 4000 Unterschriften gegen die Marschbebauung  als Petition dem Präsidenten 

der Bürgerschaft im Dezember 2002 überreicht wurden, lud der Petitionsausschuss Mitglieder 

der BI im September 2003-  also fast ein Jahr später - zu einer gemeinsamen Ortsbesichtigung 

ein, an der auch der Ortsamtsleiter und ein Vertreter der Behörde teilnahmen. 

Eine von den BürgerInnen gewünschte Aussprache im Anschluss an die Besichtigungsfahrt 

durch die Marsch fand nicht statt. Nachdem nach weiteren Monaten immer noch nicht über 

die Petition entschieden war, wendete sich die BI im Mai 2004 schriftlich an den 

Petitionssauschuss, mit der Bitte doch endlich die eingebrachte Petition zu behandeln und 

darüber zu beschließen. Im September 2004, also fast zwei Jahre nach Einreichen der Petition, 

wurde der Initiative vom Petitionssausschuss mitgeteilt, dass sie der Stadtbürgerschaft 

empfiehlt, der Bebauung der Arberger und Mahndorfer Marsch, so wie in der Planung 

vorgesehen, zuzustimmen. Die Stadtbürgerschaft ist in ihrer Sitzung im September der 

Empfehlung des Petitionsausschusses gefolgt.  

 

4.4 Bürgerantrag zur Flächen-, Verkehrs- und Baupolitik 
 
Mit einer Unterschriftensammlung „Bürgerantrag zur Flächen,-Verkehrs- und Baupolitik“, 

werden die Stadtbürgerschaft aufgefordert, u.a. folgende Grundsätze zur Flächen-, Verkehrs- 

und Wohnungsbaupolitik beschließen: 

 „1. Die vorhandenen freien Erholungsflächen und Überflutungsgebiete sind zu erhalten. 

  2. Auf neue Gewerbeflächen ist zu verzichten, solange Industriebrachen bzw. erschlossene      

Gewerbeflächen existieren.“47   

Für den Bürgerantrag sind knapp 11.000  Unterschriften gesetzlich vorgeschrieben, in der Zeit  

vom 12. Oktober 2002 bis 5. Mai 2003  wurden 12.107 Unterschriften gesammelt. Diese 

wurden dem Präsidenten der Bürgerschaft zur weiteren Bearbeitung übergeben und die 

Zulässigkeit des Bürgerantrags wurde  von ihm festgestellt.  

                                                 
46Bundesnaturschutzgesetz.: www.umwelt-online.de/recht/natursch/bng/bng_ges.htm 
47 Anlage 6 



 23 

Es vergingen Monate, bis die verschiedenen Deputationen ( Bau , Umwelt und Wirtschaft) die 

Behandlung des Bürgerantrags auf ihre Tagesordnung setzten und die Vertrauenspersonen des 

Bürgerantrags zu den jeweiligen Sitzungen zur Stellungnahme eingeladen wurden. 

Am 4. Mai 2004 , nach einem Jahr, wurde in der Bürgerschaftssitzung der Bürgerantrag 

verabschiedet. Zahlreiche Mitglieder der Bürgerinitiative nahmen an der Sitzung als 

Zuschauer teil. Sie wurden enttäuscht, die Mehrheit der Großen Koalition aus SPD und CDU 

lehnte den Bürgerantrag ab, Bündnis 90 Die Grünen stimmten für den Antrag.  

  

5. Fazit 

 

Was hat die Bürgerinitiative durch ihre jahrelange Arbeit erreicht?  

Durch die vielen verschiedenen Aktionen ist die BI inzwischen in ganz Bremen bekannt. 

Durch das ehrenamtliche Engagement der in der BI aktiven BürgerInnen ist erreicht worden, 

dass über das Thema  Marschbebauung immer wieder in den Medien, Zeitung, Fernsehen und 

Radio berichtet wurde. 

Dies belegt der ausführliche Pressespiegel, der mir von der BI zur Verfügung gestellt wurde. 

Die darin zusammengefassten über 200 Publikationen  in den Printmedien des Zeitraums von  

1997 bis 2005 belegen eindrucksvoll die hohe mediale Präsenz dieses Themas.  

Ein wichtiges Ziel  der BI, nämlich das Herstellen von Öffentlichkeit und das Anregen einer 

Diskussion, nicht nur unter den betroffenen BürgerInnen im Stadtteil, sondern in ganz 

Bremen, ist erreicht worden. Dies kann als Erfolg gewertet werden. 

 

Einen wichtigen Grundstein zum Erreichen dieser medialen Präsenz  bildet die gleich nach 

der Gründung fokussierte Suche nach strategischen Partnern und Mitstreitern. 

Hier muss besonders die örtliche Kirchengemeinde erwähnt werden, die sich, unter der 

Führung ihres Pastors,  der Umweltbeauftragter der Bremer Evangelischen Kirche  ist, aktiv 

gegen eine Bebauung der Arberger und Mahndorfer Marsch einsetzt (die Kirchengemeinde 

weigert sich bis heute ihre Grundstücke im Bebauungsgebiet zu verkaufen). 

Ein weiterer wichtiger Schritt zur Vernetzung mit anderen gesellschaftlichen Gruppen und 

Organisationen ist die Gründung des „Forum für Wohn und Lebensqualität e.V.“ in dem sich 

verschiedene Bremer Flächen- und Verkehrsinitiativen zusammengeschlossen haben. Diese 

Vernetzung ermöglicht den verschiedenen BIs einen besseren Umgang mit ihren begrenzten 

Ressourcen, ein geschlossenes Auftreten bei Veranstaltungen und Demonstrationen und eine 

effektivere Partizipation. 
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Die gesetzlich vorgeschriebenen/möglichen  Beteiligungsrechte wurden von Mitgliedern – 

und natürlich auch anderen BürgerInnen – wahrgenommen. Hier zeigt sich ganz deutlich, dass 

diese Gesetze zwar vorhanden sind, aber im Grunde hier keine Auswirkung auf politische 

Entscheidungen haben. Es entsteht sogar der Eindruck, dass die Bürgerbeteiligung von 

Politikern und Verwaltung als lästige Pflicht empfunden wird. Die Petition und der 

Bürgerantrag wurden vom Parlament nicht nur abgelehnt, es hat auch sehr lange gedauert, bis 

die Entscheidungen getroffen wurden. Es ist zu vermuten, dass das Interesse zwischen aktiver 

Bürgerbeteiligung und parlamentarischer Entscheidung verloren geht, und damit auch erneute 

Bürgerbeteiligung an gegenwärtigen und zukünftigen Prozessen schwindet. 

Alle Einwendungen und Anregungen, die von BürgerInnen eingebracht wurden, sind von der 

zuständigen Behörde bearbeitet worden, aber kein einziger Einwand oder Anregung hat bis 

jetzt zu einer Veränderung der Planung geführt. Die zum Teil in den unter Punkt 4 

geschilderten Gründe und die daraus abgeleiteten Einwände der BürgerInnen hätten bei 

sachgerechter Anwendung  der Gesetze und des Ermessungsspielraumes der Behörde 

(Stadtplanungsamt) zumindest in Teile der Bauplanung eingehen müssen. Obwohl das 

Verfahren noch nicht abgeschlossen ist, und deshalb eine abschließende Beurteilung durch 

mich hier nicht erfolgen kann, konnte durch Auskunft beim Stadtplanungsamt festgestellt 

werden, dass keine Planungsänderungen durch Bürgerbeteiligungen vorgenommen wurden. 

Ein Umdenken bei den verantwortlichen Politikern mit der Konsequenz,  die Marsch nicht zu 

bebauen,  wurde bis jetzt nicht erreicht. 

Die guten Absichten und Vorsätze, die im Lokalen Agenda 21 Prozess für Bremen vorbereitet 

wurden, scheinen nur auf dem Papier zu existieren und von den politischen 

Entscheidungsträgen längst vergessen worden zu sein. Die Lokale Agenda ist jetzt nur noch 

beim Senator für Umwelt angesiedelt und gilt dort als eingeschlafen. Die Planung, ein 400 ha 

großes Landschaftsschutzgebiet in ein Gewerbegebiet umzuwandeln, widerspricht den 

Agenda 21 Zielen und der Bremischen Verfassung.  

 

Erst Anfang 2005, nachdem die Haushaltslage in Bremen immer notleidender wurde, wird in 

einem gemeinsamen Brief des SPD Landesvorsitzenden Sieling und dem Vorsitzenden der 

SPD Bürgerschaftsfraktion Böhrnsen vom  20.01.05 eingeräumt: „Die Sanierungspolitik hat 

das Ziel der Haushaltskonsolidierung in 2005 – aus unterschiedlichen Gründen - nicht 

erreicht.“  
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Weiter heißt es: „Angesichts der finanzpolitischen Gegebenheiten ist das Investitionsvolumen 

zu reduzieren. Wir werden das hohe Investitionsniveau – im Pro-Kopf-Vergleich investiert 

Bremen mehr als doppelt soviel wie Hamburg und Berlin – nicht weiter halten können.“ , und  

„ Die Sanierungspolitik ist neu zu bestimmen.“ und „Die Attraktivität des 

Wirtschaftsstandortes und die Lebensqualität unserer Städte sind zwei Seiten der selben 

Zukunftsmedaille.“48  

 

Auch das Umwelt Bundes Amt spricht sich aus wirtschaftlichen und umweltpolitischen 

Gründen gegen eine zunehmende Bebauung von freien Flächen aus : 

 „Jeder weitere, auf diese Art besiedelte Hektar ist zuviel, sowohl aus Umweltschutz-, als 

auch aus wirtschaftlicher Sicht. Daher sollten alle öffentlichen Programme zur Förderung der 

wirtschaftlichen Entwicklung konsequent auf die Entwicklung im Innenbereich der 

Siedlungen und auf die Wiedernutzung der Brachflächen ausgerichtet werden. 

Neuerschließungen auf der grünen Wiese sollten von der öffentlichen Hand nicht mehr 

gefördert werden. Eine weitere Förderung von Gewerbeflächen „auf Vorrat“ ist in Zeiten 

knapper Kassen aus volkswirtschaftlicher Sicht eine Verschwendung von Steuergeldern.“49 

 

Für die BI ist das ein Silberstreifen am Horizont. Zwar spielen hier die Finanzen die 

Hauptrolle, da Geld für die Erschließung der Marsch kaum zur Verfügung steht,  aber was 

wäre gewesen, wenn die Mitglieder der BI nicht über Jahre hin Druck auf die 

verantwortlichen Politiker ausgeübt hätten? 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                 
48Boehrnsen/Sieling: „Konsolidierung und Schwerpunktsetzung: Für eiene Neubestimmung der 
Sanierungspolitik“; S.1f; http://www.jusos-bremen.de/daten/Positionspapier_Sieling-Boehrnsen_20-01-2005.pdf 
49 Umwelt Bundes Amt:„Hintergrundpapier: Flächenverbrauch, ein Umweltproblem mit wirtschaftlichen 
Folgen“; S.11 
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